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LAURAG S02 GmbH -PVA Sallgast
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 01/2019 „So[arpai-k Sall-

gast`` der Gemeinde Sallgast
Hier:  Beteiligung der Träger öffentlicher Be.ange -Stellung-
nahme des LBGR vom 9. September 2024

Sehr geehrter Herr Tzschichholz,

in vorbezeichneter Angelegenheit vertreten wir -wie Sie  bereits wis-

sen   -  die   LAURAG   S02  GmbH   als  Vorhabenträgerin.   Eine  entspre-

chende Vollmacht  finden  Sie  anbei.  Anlass  meines  Schreibens  ist  lhre

Stellungnahme vom  9.  September 2024.

Konkret geht es  um  Folgendes:

1.         Zum  Entwurf  des  B-Plan  gehen  Sie  zunächst  davon  aus,  dass

Einwendungen  mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachge-

setzlicher   Regelungen,   die   ohne   Zustimmung   oder   Befreiung

des  LGBR  in  der  Abwägung  nicht  Überwunden  werden  können,
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nicht  bestehen.  Gleiches  gilt  für  beabsichtigte  eigene  Planungen  und  Maßnah-

men,  die  den  Plan  berühren  könnten.  Als  weiterhin  relevant  verbleibt  die  teil-

weise  Belegenheit  im  Geltungsbereich  des  Abschlussbetriebsplans  (,,ABP``)  der

LMBV.  Sie  bitten  vor  diesem   Hintergrund,  die  Ausführungen  der  LBMV  in  der

weiteren  Planung  zu  beachten.  Die  LMBV allerdings  lehnt  in  der  als

Anlage 1

beigefügten   Stellungnahme  zum   Entwurf  des   Bebauungsplans   vom   20.   Au-

gust 2024  weiterhin  die  Planung  bzw.  Kompensationsmaßnahmen  ab,  soweit

diese  im  Geltungsbereich  des ABP vorgesehen  sind.

2.         Diese  Bedenken  sind jedoch  unbegründet.

Denn  soweit  die  Kompensationsmaßnahmen  im  Geltungsbereich  des  ABP  vor-

gesehen   sind,   ist   ausgeschlossen,   dass   die   vorhandenen   Filterbrunnen   oder

Messstellen  beeinträchtigt  werden.  Die  Umsetzung  der  Maßnahmen  steht  auch

dem  ABP  nicht  entgegen.  Die  Maßnahmen  bewirken  insbesondere  keine  ,,Dop-

pelbilanzierung".  Mit Umsetzung der Maßnahmen wird das Folgenutzungsziel des

ABP  vielmehr verwirklicht.

Das  LBGR  ist  dafür  zuständig,  die  Herstellung  des  Folgenutzungsziels  abzuneh-

men  oder  eine  Änderung  des  Folgenutzungsziels  zuzulassen.  Wir  bitten  daher

höflich,

zu bestätigen, dass die vorgesehenen Maßnahmen im Bereich des ABP

dem  Folgenutzungsziel  nicht  widersprechen,  daher  bergbaurechtlich

keine  Bedenken  gegen  die  Planung  bestehen,  sodass die  LMBV auch
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bei Umsetzung der PV-Planung davon ausgehen kann, aus der Berg-

aufsicht entlassen zu werden.

3.          lm  Einzelnen:

3.1       Sie führen  in  lhrer stellungnahme zutreffend aus,  dass eineAbschlussdokumen-

tation  zum  Abschlussbetriebsplan  (,,ABP``)  noch  nicht  vorliegt.  Sie  bitten  daher

um  Berücksichtigung der Stellungnahme der LMBV.  ln  lhrer Stellungnahme heißt

es  dazu:

Bis zur Vorlage einer Abschlussdokumentation mit Nachweisen muss das LBGR davon
ausgehen, dass im Vorhabenbereich die Gefahren aus früheren bergbaulichen Arbeiten
noch nicht beseitigt wurden bzw. das Vorhaben die ggf. noch durchzuführenden Wie-
dernutzbamachungsarbeiten negativ beeinflussen kann.

Die LMBV hat zum Vorhaben aber eine Stellungnahme vom 20.08.2024 (Reg.-Nr.: EL-
397-2024) abgegeben. Diese Stellungnahme wurden durch das LBGR auf Plausibilität

geprüft. Die Festlegungen und Hinweise aus der v. g. Stellungnahme der LMBV sind zu
beachten.
Darüber hinaus wird auf die in o.g. Stellungnahme genannten weiteren Stellungnahmen
der LMBV und deren Einhaltung verwiesen

Die  LMBV trägt in  lhrer Stellungnahme  (Anlage  1)  wiederum  vor,  dass  die  Filter-

brunnen  sowie  die  inaktiven  Grundwassermessstellen  noch  zu  sichern  seien.  ln

den  Planunterlagen  werden  diese  aber  bereits  entsprechend  berücksichtigt.  Die

Sicherung  ist auch zukünftig gewährleistet.  Es  besteht eine entsprechende Ver-

einbarung  zwischen  dem  Vorhabenträger  und  der  LMBV -hier  beigefügt  als

Anlage 2

-, die auch verbindlich in den Festsetzungen des Bebauungsplans aufgenommen

wurde.
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3.2      Weiterhin  führt  die  LMBV  aus,  dass  sie  innerhalb  des  ABP  zur  Herstellung  der

genehmigten  Bergbaufolgenutzung  verpflichtet sei  (Anlage  1) :

Die  LMBV ist  innerhalb ABP zur Herstellung  der genehmigten  Bergbaufolgenutzung
verpflichtet. Auf Flä6hen, die eine Änderung der hergestellten bzw. noch herzustellen-
den Zielnutzung entgegen  dem ABP erfahren  sollen,  ist vor Beginn  des Vorhabens
durch den Vorhabenträger mit der LMBV und der zuständigen Fachbehörde der Nach-
weis hinsichtlich der Erfüllung des bergrechtlichen Folgenutzungszieles zu erbringen.
Diese Nachweise werden durch die LMBV bei der zuständigen Bergbehörde (Landes-
amt für  Bergbau,  Geologie  und  Rohstoffe des  Landes  Brandenburg  (LBGR)) einge-
reicht.  Es liegt im Ermessen der Behörde, ob die hergestelfte Folgenutzung geändert
werden kann.  Daher kann die LMBV den geplanten Ausgleichs- und  Ersatzmaßnah-
men erst nach Vorlage der Bestätigung der jeweils zuständigen  Behörde zustimmen.
Der Nachweis wird Bestandteil der Abschlussdokumentation zur Beendigung der Berg-
aufsicht.

Mit  anderen  Worten  lehnt  die  LMBV  die  Planung  bzw.  Ausgleichs-und  Ersatz-

maßnahmen  ab,  soweit diese  im  Geltungsbereich des ABP vorgesehen  sind:

Der Änderung der genehmigten Bergbaufiolgenutzung durch die Erriclitung von
Solarmodul®n sowie di® Realisierung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
innerhalb ABP wird erst mit Vorlage der bestätigten Nachweise durch die zu-
süindigen Fachbehörden hinslchtlich der Eriüllung d®s festgelegten FolgenuL
zugsz ieles zugestimmt.

3.3      Entgegen  den  Ausführungen  der  LMBV werden  die  Folgenutzungsziele  des  ABP

jedoch nicht durch das Vorhaben beeinträchtigt.

a)        Zunächst  ist festzuhalten,  dass die  in  der stellungnahme  geäußerte vermutung

der  LMBV,  eine  Doppelbilanzierung  drohe  (Anlage  1)  -
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Dje genehmigte Bergbaufolgenutzung ist bereits bilanziert und kann nicht durch
Ausgleichs-und Ersatzmaßnahmen im Rahmen anderer Vorhaben in Anspruch
genommen werden. Wie aus vorangegangenen Stellungnahmen  bekannt, kön-
nen durch die  LIVIBV  k®ine Kompensationsflächen zur Verfügung  gestellt wer-
den, ebenso können keine ABP-Flächen zur Kompensation genutzt werden.

-  unbegründet  ist.  Der  Vorhabenträger  schafft  eine  Aufwertung  (Biotopwert),

um  die  (zusätzlichen)  Eingriffe  durch  die  PV-Anlage  -  also  die  hierdurch  ver-

schlechterten Biotopwerte -auszugleichen. Dadurch wird ein Mehrwert erzeugt,

der  weit  Über  dem  Ausgangswert  liegt,  der  vom  Bergbauverantwortlichen  ga-

rantiert werden  muss.

b)         Die  LMBVstellt  mit  anderen worten  nurdie  Folgenutzung  her,  die  ihrdurch  den

Sanierungsrahmenplan   und   seine   (fortgeschriebenen)   Abschlussbetriebspläne

vorgegeben  wird.

Wenn  der  ABP  beispielsweise  eine  Landwirtschaftsfläche  vorgibt  und  der  Vor-

habenträger ein  mageres Grünland auf dieser Fläche umsetzt,  besteht in beiden

Fällen  eine  landwirtschaftliche  Fläche. Auch  in diesem  Fall widerspricht die  Maß-

nahme   nicht   den   ,,Übergeordneten``   Vorgaben   im   ABP,   sondern   stellt   einen

Mehrwert  dar,  den  der  Vorhabenträger  zur  Kompensation  des  Eingriffs  -  also

PV-Modul  auf  Landwirtschaftsfläche`` -ausgleichen  muss.

Zusammengefasst:  Die vorgesehenen Eingriffs-und Ausgleichsmaßnahmen be-

einträchtigen  den  ABP  nicht.  Vielmehr  bewirken  sie  im  Ergebnis  eine  weitaus

höherwertige  Aufwertung  der  Flächen,  als  durch  den  ABP  vorgesehen.  Es  liegt

damit kein Zielkonflikt vor. Unsere Mandantin nimmt auf eigene Kosten als Kom-

pensation  für  die  PV-Anlage  eine  erhebliche  Flächenaufwertung  vor  und  der

LMBV gewissermaßen  eine Aufgabe  ab.

3.4     Wir  bitten  Sie  als  zuständige  Behörde  daher,  eine  entsprechende  Bestätigung

auszusprechen,  dass  die  Ziele  des ABP durch  das Vorhaben  nicht  beeinträchtigt
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werden,  sondern  mit  Durchführung  der  im  Bebauungsplan  vorgesehenen  Maß-

nahmen  die  entsprechenden  Ziele  des  ABP  erreicht  werden.  Die  Bergbaufolge-

nutzung  als  landwirtschaftliche-und forstwirtschaftliche  Nutzflächen wird  nicht

beeinträchtigt.

Die  entsprechenden   Fachbehörden   (insbesondere  untere  Naturschutzbehörde

und   untere   Forstbehörde)   haben   keine   Bedenken   gegen   die   Umsetzung   der

Maßnahmen  beziehungsweise  die  Erfüllung  der  bergrechtlichen  Folgeziele.  Die

Oberförsterei  Hohenpleitsch  hat vielmehr  mit  als

Anlage 3

beigefügtem  Schreiben  vom  1.  November  2023  bestätigt,  dass  das  bergbau-

rechtliche  Folgeziel  mit  Umsetzung  der Ausgleichsmaßnahmen  erfüllt sein  wird.

Die  untere  Naturschutzbehörde  hat  keine  Bedenken  wegen  einer  „Behinderung

des  ABP``  für  die  landwirtschaftlichen  Flächen  mitgeteilt.

4.        Auch  die  weiteren  von  der  LBMV  geäußerten  Bedenken  stehen  dem  nicht  ent-

gegen.   Die   Umsetzung   der  Maßnahmen   beeinträchtigen   nicht  die  zukünftige

Verwahrung  der  Filterbrunnen  und  Messtellen  bzw.  künftige  Sanierungen.  Das

gilt  insbesondere  für  die  von  der  LMBV  angesprochene  Maßnahme  M10   (An-

age  ,):
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Der Maßnahme M10 kann seitens der LMBV nicht zugestimmt werden. Die Maßnahme
befindet sich in einer künftigen Sanierungsfläche zur Verwahrung von  Filterbrunnen.
Die  Flächen  mit Filterbrunnen  können  nicht als  Ersatzmaßnahmeflächen dienen,  da
diese künftig durch die LMBV überprägt werden. Nach Abschluss der Sanierung wer-
den dort seitens der LMBV Rekultivierungsleistungen durchgeführt. Weiterhin müsste
die  LMBV dann  einen  Ersatz für die Zerstörung  dieser  Habitate erbringen.  Zudem
muss der Wald im Sinne des Brandenburgischen Waldgesetzes erhalten bleiben, da-
mit die Beendigung der Bergbauaufsicht gewährleistet ist.
Femer schreibt der Landesbetrieb Forst Brandenburg, dass eine Auflichtung der Wäl-
der zu unterlassen ist {vgl. Abwägungsprotokoll Nr.10 -Stellungnahme des Landes-
betriebes Forst Brandenburgh "Naturschutzfaohliohe Ausgleichsmaßnahmen im Wald
können nur im Einklang mit dem Waldgesetz des Landes Brandenburg (LwaldG) voF

genommen werden. Das heißt, die Waldeigenschaft muss erhalten bleiben und Kahl-
sohläge sind untersagt. Im Hinbliok auf die starken Waldsohäden im Landkreis und die
veränderten klimatisohen Bedingungen wird empfohlen, keine Zerstörung vorhande-
ner waldstrukturen, insbesondere von stabilen Naturwaldstadien, zugunsten einzelner
Arten vorzunehmen."

Weherhin weisen wir daraufhin, dass die Genehmigungen zur zeitweiligen/dauerhaften
Waldumwandlung  nicht vorliegen.  Das  Einholen  notwendiger  Genehmigungen  nach
Wald-oder Naturschutzgesetz obliegt dem Baulastträger. Entsprechende Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen sind ebenfalls durch den Baulastträger zu realisieren. Seitens
der   LMBV   können   diesbezüglich   keine   Flächen   zur  Verfügung   gestellt   werden.

DOMBERT
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4.1       Die  Maßnahme  MIO  wird  nicht  im  unmittelbaren  Bereich  der  Filterbrunnen  rea-

lisiert.   Dies  wird  auch  zeichnerisch  in  der  Planzeichnung  des  Bebauungsplans

konkretisiert  und  dargestellt.

Die  Ausgleichsmaßnahmen  für  Zauneidechse  und  Heidelerche  sollen  nur  kurz-

bis  mittelfristig  die  Habitatbedingungen  der Arten  verbessern  und  sind  auf  Zeit

angelegt.  Die  Sandheideinitialstadien  werden  nicht  wiederkehrend  offengehal-

ten  (Vermeidung  von  freiflächenähnlichen  Verhältnissen  im  Wald).  Nach  sieben

bis  zehn  Jahren  ist  spätestens  ein  dickungsartiger  Baumbestand  aus  Kiefern,

Aspe  und  Birke  entstanden.  Wenn  nach  zehn  Jahren  der  Waldrand  als  Wald-

mantel  etabliert  ist,  sind   die   Lichtungen  für  Zauneidechse   (Glattnatter)   nicht

mehr notwendig.

Wenn  die  LMBV  in  Zukunft  Sanierungsmaßnahmen  auf  den  Filterbrunnenstre-

cken  durchführen  muss,  können  die  ehemaligen  Maßnahmenflächen  durch  die

LMBV wieder beansprucht werden,  ohne diese an anderer Stelle neu  anlegen zu

müssen.
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4.2      Ergänzend weisenwirdarauf hin, dass die in  Bezug genommenestellungnahme

des  Landesbetriebes  Frost Brandenburg  unzutreffend von einem Verstoß gegen

des  Kahlschlagverbot ausgeht.

lm  Rahmen  der  Maßnahme  M10 werden  im  Waldbestand  und  am  Rand  kleinflä-

chige  Lichtlöcher mit einer Größe von  300-350  m2 geschaffen,  um  den  Lebens-

raumtypen  LRT 4030  -trockene  Sandheide  als  Habitat  auf  Zeit  für  streng  ge-

schützte  Arten  zu  etablieren.  Der  Feststellung,  dass  durch  die  Maßnahme  M10

freiflächenähnliche    Verhältnisse     im     Sinne     eines     Kahlschlags     nach     §     10

Abs.1  Landeswaldgesetz  Brandenburg  (,,LwaldG  BrB``)  hergestellt  werden  sol-

len,  ist  schlicht falsch.

Nach  §  10 Abs.1  LwaldG  BrB liegt ein  Kahlschlag  regelmäßig nur dann vor,  wenn

der  Holzvorrat  auf einer zusammenhängenden  Fläche von  Über zwei  Hektar  auf

weniger  als 40 °/o des  nach  gebräuchlichen  Ertragstafeln  oder bekannter stand-

Örtlicher  Wuchsleistung  Üblichen  Vorrats  reduziert  wird.  Bei  der  Flächengröße

sind  benachbarte  Flächen  zu  berücksichtigen   (gemeint  sind  Freiland  oder  ge-

schlossene  und  ältere Waldkulissen).

Es  werden  aber  „nur``  Lichtlöcher  zur  Auflichtung  der  Bestände  angelegt,  die

eine Größe von  300 bis 350  m2 nicht Überschreiten.  Gemäß dem  aktuellen  Maß-

nahmenblatt  M10 vom Juni  2024 sind  nur 0,1  ha für alle  LÖcher in Summe dafür

vorgesehen.

Es   erschließt  sich   nicht,   wie   hierbei   der  Tatbestand   des   Kahlschlags   gemäß

LwaldG  Bbg  ausgelöst  werden  soll.  Diese  Lichtlöcher  sind  einerseits  von  allen

Seiten  von Wald  umschlossen  und  andererseits werden  diese  nicht wie  im  Frei-

land  Üblich  dauerhaft oder wiederkehrend  offengehalten. Von  freilandähnlichen

Verhältnissen  bzw.  einem  Kahlschlag  kann  daher keine  Rede sein.  Diese  Lichtlö-

cher  sind  ein  Teil  des  Waldrandkonzeptes  M6  und  stellen  damit  zusätzlich  eine

unterstützende  Artenschutzmaßnahme  für  betroffene  streng  geschützte  Arten

dar.
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lm  Übrigen  greift  im  Zweifel  für  die  Maßnahme  MIO  auch  der  Ausnahmegrund

vom  Verbot  des  Kahlschlags  nach  §  10 Abs.  4  LwaldG  88.

4.3      Darüber  hinaus  werden  auch  die  weiteren  Filterbrunnen  und  Messpunkte  nicht

Überdeckt. Soweit das durch die Maßnahmen M9,  M9b und  M2 ursprünglich noch

vorgesehen war, werden entsprechende Anpassungen vorgenommen. Es ist ga-

rantiert,  dass alle vorgesehenen  Sanierungsmaßnahmen  durch die  LMBV durch-

geführt werden  können.

5.         Die  in  der  Stellungnahme  der  LMBV  geäußerten  bergbaurechtlichen  Bedenken

sind  im  Ergebnis  unbegründet  Alle  künftigen  Sanierungsmaßnahmen  sind  wei-

terhin  möglich.  Die Abschlussbetriebsplanung  wird  nicht  beeinträchtigt.  Wie das

LMBV zutreffend  ausführt,  sind  Sie  als  LBGR  dafür zuständig  die  Einhaltung  der

Abschlussbetriebsplanung  abzunehmen.  Aus  diesem  Grund  bitten  wir  um  eine

entsprechende Mitteilung, dass der Planung keine Bedenken mehr entgegenste-

hen.

Sollten  Sie  anderer  Meinung  sein,  bitten wir vor dem  Hintergrund  des  bevorste-

henden  Satzungsbeschlusses  höflich  um  eine  kurzfristigen  Termin,  um  etwaige

Bedenken  zu  besprechen.

Bei  RÜckfragen  stehen  wir  lhnen  gern zur Verfügung.

Mit freundlichen  Grüßen
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LAURAG  S02  GmbH  &  Co.  KG  -  PVA  Sallgast

Planung,  Genehmigung,  Errichtung  und  Betrieb  Photovoltaikanlage  (PVA)

Solarpark  Sallgast--Gemeinde Sallgast

1.      zur   Prozessführung   (u.   a.   nach   §§   81   ff.   ZPO)   einschließlich   der   Befugnis   zur   Erhebung   und

Zurücknahme von Widerklagen,.

2.     zur   Vertretung   in   sonstigen   Verfahren   auch   bej   außergerichtlichen   Verhandlungen   aller   Art

(insbesondere     in     Unfallsachen     zur     Geltendmachung     von     Ansprüchen     gegen     Schädiger,
Fahrzeughalter und deren Versicherer);

3.     zur  Begründung  und  Aufhebung  von  Vertragsverhältnissen  und  zur  Abgabe  und  Entgegennahme
von   einseitigen  Willenserklärungen   (z.   8.  Kündigungen)   in   Zusemmenhang   mit  der  oben   unter

.wegen. geriannten Angelagenheit.

Die Vollmacht gilt für alle lnstanzen  und  erstreckt sjch auf Neben-und Folgeverfahren aller Art (z.  8. Arrest und

einstweiligen Verfügung,  Kostenfestsetzungs-,  Zwangsvollstreckungs-,  lnterventions-,  Zwangsversteigerungs-

Zwangsverwaltungs-  und  Hinterlegungsverfahren  sowie  lnsolvenzverfahren).  Sie  umfasst  insbesondere  die
Befugnis,  Zustellungen  zu  bewirker`  und  entgegenzunehmen,  die Vollmacht  ganz  oder teilweise  auf andere  zu
Übertragen   (Untervollmacht),   Rechtsmittel   einzulegen,   zurückzunehmen   oder   auf   sie   zu   verzichten,   den

Rechtsstreit oder außergerichtliche Verhandlung durch Vergleich, Verzicht oder Anerkenntnis zu erlecligen, Geld,

\^/ertsachen   und   Urkunden,   insbesondere   auch   den   Streltgegenstand   und   die  von   dem   Gegner,   von   der
Justizkasse  oder  von  sonstigen  Stellen  zu  erstattenden  Beträge  entgegenzunehmen  sowie  Akteneinsicht  zu
nehmen.

Eü±ÄtL
(Datum,  Unterschrift)
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LMBV*
Lausitzsr und MiftsldButschs

Bergtiau-VerwanungsgesellschaftmbH

Laus-rtzer ur`d Mittoldeutsch® Bergbaii-Verwaltung§gesell schaft mbH
Zentrale und Bom.eb Lausitz .  Knappenstraße 1  .   01968 Senftenberg

CAD-Planung Kunze GmbH
Herrn Kunze
Freiberger Straße 5
09569 0ederan

rb+l
L_=-`..:   Eingaffig

&  Ö€   AU6:   2Özi

€ÄD-Pianuni Kunze Gmhr;

Planungskoordinierung Lausftz

Bearbeiter:  Kristin Schwärig

Telefon:       03573 844499

Telefax:        03573 844630

Datum:          20.08.2024

Vorhabensbezogener Bebauungsplan Nr. 01/2019 "Solarpark Sa[Igast" der
Gemeinde Sallgast, Entwurf§fassung vom 24.06.2024

£±{g£: Erneute formelle Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange
nach § 4 Absatz 2 BauGB

Entsprechend lhrer E.-Mail vom 09.07.2.024

LMBV Reg.-Nr.: EL-397-2024

Sehr geehrter Herr Kunze,

zunächst möchten wir uns für die gewährte  Fristverlängerung  bedanken.  Hinsichtlich
des  überarbeiteten  Entwurfes o. g.  Bebauungsplanes (B-Plan) erhalten  Sie  nachfol-

gende Stellungnahme der LMBV.

lm Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zum Vorentwurf des B-Planes, zu dessen ge-
änderien Entwurfsfassungen sowie zum zugehörigen Flächennutzungsplan (FNP) äu-
ßerie sich die LMBV in nachfolgenden bergbaulichen Stellungnahmen (BSN):

•     EL-043-2020 vom l7.02.2020 Worentwurf B-Plan)
•     EL-254-2020 vom l l.05.2020 Worentwurf B-Plan)
•     EL-113-2022 vom o8.03.2022 Vorentwurf FNP)
•     EL-212-2022 vom 27.04.2022 (Entwurf B-Plan)
•     EL-590-2022 vom 23.09.2022 (Entwurf FNP)
•     EL-339-2023 vom l9.07.2023 (Entwurf FNP)
•     EL425-2023 vom 28.08.2023 (Entwurf B-Plan)
•     EL-001-2024 vom l0.01.2024 (Entwurf B-Plan)

Sitz der Gogollschaft
Knappenstraße 1, 01968 Senftenberg
-_'mbv.d®
HRB 7718 CB, Amtsgerich` Cotibus

Vorsitzende des Aufsichtsrates
Heiko Gboße-Wilde

Sprecher der Gesdiaftsführung
Bemd Sablotny
Kaufmännischer G®schäftsführer
Torsten Safarik.

Bankverbindung: Commorzbank AG
BIC  DRES DE FF 120
lBAN DE47 1208 0000 4037 2432 00
Ust.ldNr.: DE 166661210
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Die  darin  enthaltenen   detaillierten   Hinweise  und   Erläuterungen  zu   den   Themen-
schwerpunkten  Bergrecht,  Sanierung,  Hydrologie  und wasserwirtschaftliche Anlagen
etc.  behalten vollumfängljch  ihre Gültigkeit, weshalb auf eine Wiederholung an dieser
Stelle verzichtet wird.

Weiterhin liegt zwischenzeitlich die Vereinbarung (VS-010-2023) zwischen dem Vorha-
benträger (LAURAG S02  GmbH  & Co.  KG) und der LMBV vor,  deren  lnhalte ebenso
vollumfänglich gültig sind.

•   Bzgl. der nun überaebenen Unterlagen möchten wir uns wie folgt äußern:

Nach  Prüfung  der vorliegenden  Entwurfsfassung  möchten  wir  uns  zunächst für die
Übernahme des ABP-Geltungsbereiches  in die  Planzeichnung  des  B-Planes  bedan-
ken.

Seitens  der LMBV wird  nochmals darauf verwiesen,  dass die  Sanierung  der ange-
zeigten Fläche noch nicht abgeschlossen ist. lm ABP-Bereich sind noch die vorhan-
denen  Filterbrunnen  und  inaktive Grundwassermessstellen zu sichern.  Hierzu  ist die
o.  g.  Vereinbarung  zwischen  der LMBV und  dem  Vorhabenträger verbindlich.  Sollte
ein anderer Vorhabenträger tätig werden, ist dieser über die Vereinbarung zu informie-
ren und dies der LMBV mitzuteilen.

lm  vorliegenden Abwägungsprotokoll vom  27.10.2023 wird  unter Pkt.  25 die  Stellung-
nahme der LMBV zitiert, worin u. a. darauf verwiesen wird, „dass Kompensafr.onsmaß-
nahmen innemalb des ABP nicht zulässig sind". A;)lerd.ings .ist .im Abwägungsprcriokoll
keine  Bemerkung  entha]ten,  die Aufschluss darüber gibt,  inwiefern  dieser Festlegung

gefolgt wird.  Die  nun  mehr vorliegende  Begründung  des  B-Planes als  auch  die  Plan-
zeichnung  enthalten  weiterhin  Ausgleichs-  und  Ersatzmaßnahmen  im  ABP-Bereich,
welche nicht zulässig sind, worauf bereits in früheren Stellungnahmen verwiesen wurde.

Wie bereits die o.  g. Stellungnahmen beinhalten, sind die Flächen, auf denen d.ie So-
larmodule errichtet werden  sollen  sowie die  Flächen für Ausgleichsmaßnahmen  ge-
mäß behördlich genehmjgter ABP-Bergbaufolgenutzung im unter Bergaufsicht stehen-
den Bereich als forstwirtschaftliche-und landwirtschaftliche Nutzflächen ausgewiesen.

Die  LMBV ist  innerhalb ABP zur Herstellung  der genehmigten  Bergbaufolgenutzung
verpflichtet. Auf Flä6hen, die eine Änderung der hergestellten bzw. noch herzustellen-
den  Zielnutzung  entgegen  dem ABP  erfahren  sollen,  ist vor Beginn  des Vorhabens
durch den Vorhabenträger mit der LMBV und der zuständigen Fachbehörde der Nach-
weis hinsichtlich der Erfüllung des bergrechtlichen Folgenutzungszieles zu erbringen.
Diese Nachweise werden durch die LMBV bei der zuständigen Bergbehörde (Landes-
amt für Bergbau,  Geologie  und  Rohstoffe des  Landes  Brandenburg  (LBGR))  einge-
reicht. Es liegt im Ermessen der Behörde, ob die hergestellte Folgenutzung geändert
werden  kann.  Daher kann die LMBV den geplanten Ausgleichs- und  Ersatzmaßnah-
men erst nach Vorlage der Bestätigung der jeweils zuständigen Behörde zustimmen.
Der Nachweis wird Bestandteil der Abschlussdokumentation zur Beendigung der Berg-
aufsicht.

Nachrichtlich verweisen wir auf den vorhandenen Schriftverkehr zwischen dem zustän-
digen  Planer der LMBV,  Herrn Altmann  (Planungsabteilung  Mitte VS3,  Kontaktdaten
können bei Bedarf überreicht werden) und der LAURAG S02 GmbH.

EL-397-2024
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Hierin wurde berefts mitgeteik, dass die der LMBV übergebene Bestätigung der Ober-
försterei Hohenk3ipisch hinsichtlich der „Erfüllung des bergrechtlichen Folgenutzungs-
zieles" vom 01.11.2023 Ej£bLt den Forderungen entspricht, da dadurch nicht bestätigt
wird, dass das LBGR die Herstellung der Forstnutzung abgenommen hat.  Die hieriür

gettenden   Regularien   wurden   dem   Vorhabenträger   durch   Herrn   Altmann   am
04.01.2024 mitgetein.
Wefterhin ist auch ein Nachweis für die Abnahme der landwirischaftlichen Flächen von
der Landwirtschaftsbehörde zu erbringen, welcher ebenfälls vom LBGR bestätigt wer-
den muss.

Der Änderung der genehmigten Bergbaufolgenutzung durch die Errichtung von
Solarmodulen sowie die Realisierung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
innerhalb ABP wird erst mit Vorlage der bestätigten Nachweise durch die zu-
ständigen Fachbehörden hinsichtl.ich der Erfüllung des festgelegten Folgenutr
zugszieles zugesti mmt.

•   Weftere Hinweise zu den Ausaleichs- und Ersatzmaßnahmen:

lnnerhalb des ABP befinden sich die Ausgleichmaßnahmen:
-    M2, M3 teilweise, M6 teihweise,  M9,  M9b und M10.

Nachfolgend  geben Wr lhnen  die  Hinweise der  Fachabteilung  RekuMMerung/Natur-
schutz der LMBV wieder:
M10 -Schaffung von Lichtungen und Ausstocken von Waldvegetation auf den
Wanderkorridoren (Glattnatter).
Die Maßnahme M 10 beinhaHet, dass Aussfocken t/nd Au#/.chfen dör Pjon/.e/wa/dsfa-
dien, Schaffung von Lebensraum-Mosaiken (offene Bodenstellen, Sandheide in ver
schiedenen   Reifestadien   usw.),   Freistellen  von   Gleisschotterhaufen  für  Zielarien
Zauneidechse (Beutetiere der Glaftnatter) und Glattnatter, Beseitigung von Unrat und
Bauschutt auf 0,500 ha Gesamtfläche. Anlage von 10 bis 15 Holzungsinseln von je-
weils 300 bis 500 m2 Größe zur Habitatsverbesserung der Zauneidechse und Glattnat-
ter."

Der Maßnahme M10 kann seftens der LMBV nicht zugestimmt werden. Die Maßnahme
befindet sich  in einer künftigen  Sanierungsfläche zur Verwahrung von  FiHerbrunnen.
Die  Flächen  mft FiHerbrunnen  können  nicht ak5  Ersatzmaßnahmeflächen  dienen,  da
diese künft© durch die LMBV überprägt werden. Nach Abschluss der Sanierung wer-
den dort seitens der LMBV RekuLtivierungsleistungen durchgeführt. Wefterhin müsste
die  LMBV dann  einen  Ersatz für  die  Zerstörung  dieser  Habitate  erbringen.  Zudem
muss der Wak] im Sinne des Brandenburgischen Wak]gesetzes erhaMen bk5iben, da-
mit die Beendigung der Bergbauaufsicht gewährieistet ist.
Femer schreibt der Landesbetrieb Forst Brandenburg, dass eine Auflichtung der WäL
der zu unterlassen ist (vgl. Abwägungsprotokoll  Nr.10 -Stellungnahme des Landes-
be*riiebes Forst Brandenburg) "Naturschutzfachliche Ausgleichsmaßnahmen im Wald
können nur im Einklang mit dem Waldgesetz des Landes Brandenburg (LwaldG) vor

genommen werden. Das heißt, die Waldeigenschaft muss erhalten bleiben und Kahl-
schläge sind untersagt. Im Hinblick auf die starken Waldschäden im Landkreis und die
veränderten klimatisohen Bedingungen wird empfohlen, keine Zerstörung vorhande-
ner Waldstrukturen, insbesondere von stabilen Naturwaldstadien, zugunsten einzelner
Arien vorzunehmen."

EL-397-2024
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Weiterhin weisen wir daraufhin, dass die Genehmigungen zur zeitweiligen/dauerhaften
Waldumwandlung  nicht vorliegen.  Das  Einholen  notwendiger  Genehmigungen  nach
Wald-oder Naturschutzgesetz obliegt dem Baulastträger. Entsprechende Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen sind ebenfalls durch den Baulastträger zu realisieren. Seftens
der   LMBV   können   diesbezüglich   keine   Flächen   zur  Verfügung   gestellt  werden.

Gleichzeftig  möchten ri'r an  dieser Stelle nochma[s darauf hinweisen,  dass  nicht nur
die  Standorte  der  Filterbrunnen   und  Grundwassermessstellen  für  einen  späteren
Rückbau freigehalten werden müssen, sondern dass auch die Zugänglichkeft zu die-
sen Anlagen für die LMBV bzw. beauftragter Drfter jederzeit gewährieistet sein muss.
Für einen späteren Rückbau ist eine Baufreiheft von mindestens 10 m im Umfeld sowie
eine Zuwegung mit entsprechend erforderiicher Technik zu gewährieisten.

•   Wekere Hinweise zum B-Plan:

Kap.  3.5 „Sanbrungsrahmenplan/Abschlussbetriebsplan (ABP)" (Seite  15):

2. AJbsäkz. .m Sä+z.. „Die LMBV ist nach dem ABP verpflichtet, diese Filterbrunnen und
Grundwassermessstellen im Rahmen .ihrer bergrechtlichen Verpflichtungen sicher zu
verwahren und +.ei!',^.'eise zurückzubauen."
?  bitte  das  „teilweise"  streichen,  da j.eder  Firterbrunnen  rückgebaut  werden  muss.

Wir möchten an dieser Stelle nochmals ausdrücklich daräuf hinweisen, dass der
ABP eine übergeordnete Planung darstellt, welche berücksichtigt werden muss.

Die genehmjgte Bergbaufolgenutzung ist bereits bilanziert und kann nicht durch
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Rahmen anderer Vorhaben in Anspruch

genommen werden. Wie aus vorangegangenen Stellungnahmen  bekannt,  kön-
nen durch die  LMBV keine Kompensationsflächen zur Verfügung gestellt wer-
den, ebenso können keine ABP-Flächen zur Kompensation genutzt werden.

Mft freundlichen Grüßen und Glückauf

EL-397-2024

.G#hr
Abteilungsleiter
Projektmanagement

#Btet!rA`,
Abteilungsleiterin

Planung Mitte



Vereinbarung

Anlage 2

zur Haftungsfreistellung der LMBV
im Zusammenhang mit der Errichtung und dem Betreiben eines

Sol`arparkes in Sallgast"
innerhalb des Geltungsbereichs eines Abschlussbetriebsplanes der

LMBV

LMBV-Nr.:  8. 028.001.215 (VS-010-2023)

zwischen

LAURAG S02 GmbH & Co. KG
vertreten durch die persönlich haftende Gesellschafterin wpd Kooperation
Solar management GmbH, diese wiederum vertreten durch ihre von den
Beschränkungen des § 181  BGB befreiten Geschäftsführer Rami Ramadan
und Niclas Fritsch

Stephanitorsbollwerk 3
28217 Bremen

-nachstehend Vorhabenträgerin genannt -

und

Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH
vertreten durch die Geschäftsführer
Bernd Sablotny und Gunnar John
Knappenstraße 1
01968 Senftenberg

- nachstehend LMBV genannt -

-gemeinsa.m nachstehend Parteien genannt -

Präambel

Die  Vorhabenträgerin  plant  auf  dem  Gebiet  der  Gemeinde  Sallgast.im  räumlichen
Geltungsbereich  des  vörhabenbezogenen   Bebauungsplans   Nr.   1/2019  „Solarpark
Sallgast",    Freiflächen-Photovoltaikanlagen    (FF-PVA).   zu    errichten    (nachstehend

„Vorhaben"  genannt).   Die  Flächen  des  angezeigten  Vorhabens  liegen  teilweise
innerhalb       der      Grenzen       eines       von       der       Bergbehörde      zugelassenen
Abschlussbetriebsplanes (ABP) der LMBV.  Es besteht somit Bergaufsicht.

Die  nachnutzungsbezogene  sichere  Gestaltung  der  Flächen  innerhalb  des  gültigen
ABP`s   ist   die   bergrechtliche   Verpflichtung.  der   LMBV  .und   Voraussetzung   zur
Beendigung der Bergaufsicht.  Die`Sanierung is{ noch nicht abgeschlossen.  Die LMBV
hat noch  Rückbau- und Verwahrungsmaßnahmen von unsicher verwahrien  Brunnen
sowie   in'aktiven   Grundwassermesss`tellen   durchzuführen.  'AUßerdem   ist   mit   der
Umsetzung  des  Vorhabens  eine  Abweichung  von  der  im  ABP  festgesetzten  und
bereits r.ealisierten Art der Folgenutzung verbunden.
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e   LMBV   hat   sich   im   Rahmen   der   Bauleitp.lanung   (Flächennutzungsplan   und
jebauungsplan) zum Vorhaben mit den bergbaulichen Stellu.ngnahmen EL-113-2022
vom 08.03.2022 (Anlage 2) und  EL-043-2020 vom  17.02.2020 (Anlage 3) geäußert,
u.  a.  mit der  Maßgabe,  vor  Baubeginn  eine Vereinbarung  mit der Vorhabenträgerin
abzuschließen,  welche  die  LMBV von jeglicher  Haftung  im  Zusammenhang  mit den
notwendigen Sanierungs-und Rückbaumaßnahmen freistellt.

Vor diesem Hintergrund vereinbaren die Parteien Folgendes:

§1
Gegenstand der Vereinbar.ung

(1)     Gegenstand  dieser Vereinbarung  sind  die  Regelungen  zwischen  den  Parteien
zur  Haftungsfreistellung  der  LMBV  im  Zusammenhang  mit  der  Errichtung  und

dem  Betreiben  des Vorhabens  unter Berücksichtigung  der noch  bestehenden
bergrechtlichen    Verpflichtungen    der   LMBV   (flächenmäßige    Darstellung    in
Anlage 1).  Der Vorhabenbereich ist in Anlage 1  lila umrandet.

(2)     Grundlagen dervereinbarung sind:

-ABP „Tagebau Lauchhammer l", Gz: k 46-1.4-2-5; zugelassen am 28.07.1995,
-     Bergbauliche stellungnahme EL-113-2022 vom o8.03.2022 (Anlage 2),
-Bergbauliche stellungnahme EL-043-2020 vom  l7.02.2020 (Anlage 3).

§2
Rechte und Pflichten der Vorh.abenträ9erin

(1)     Die Vorhabenträgerin  wird  bei  der weiterführenden  Planung,  Realisierung  und
dem  Betrieb  des  Vorhabens  die  Festlegungen  aus  den  in  §  1  Abs.  2  dieser
Vereinbarung      genannten      bergbaulichen      Stellungnahmen     vQllumfänglich
beachten   und   umsetzen.   Für   Brunnenstandofte   sowie   aktive   und   inaktive
Grundwassermessstellen (GWMS) gelten die Abs. 7 bis 9.

(2)     Die  Vorhabenträgerin  wird  insbesondere  für die  Bereiche  des  Vorhabens,  bei
denen  die vorgeseh.ene Zielnutzung von  den  Festlegungen  des ABP  abweicht,
vor  Baubeginn  gemeinsam  mit den  zuständigen  Fachbehörden  gegenüber der
LMBV      den      Nachweis      hinsichtlich      der      Erfüllung      des      festgelegten'Folgenutzungszieles erbringen.

(3)     Die  Vorhabenträgerin  zeigt  der  LMBV  das  lnkrafttreten  des  Bebauungsplanes
und  die  Erreichung  der  Baugenehmigung  ünverzüglich  nach   Erreichung  der
Rechtskraft  schriftlich  an.  Sie  zeigt  der  LMBV  des  Weiteren  den  Baubeginn
mindestens  zehn  Wochen   vorher  schriftlich   an.   Mit  der  Anzeige   über  den
Baubeginn    ist   ein    Bauablaufplan    mit   dem    Bauforischritt   zu    übergeben.
Änderungen im Bauablaufplan sind der LMBV unverzüglich anzuzeigen.

(4)     Sollten schäden durch Tagesbrüche infolge von Nachsackungen, Aufgehen von
unsicher   verwahrten    Filterbrunnen    sowie  ` während    der   Ausführung    von
Sanierungs-,    Verwahr-    und    Rückbauarbeiten    an    der    Solaranlage    bzw.
wirtschaftliche  Ausfälle. durch  temporäre  oder  dauerhafte  Nichtnutzbarkeit  der
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/ Solaranlage    entstehen,    erklärt    die   Vorhabenträgerin    schon   jetzt,    keine
+f'       diesbezüglichen Ansprüche gegenüberder LMBv geltend zu machen.

(5)     Die vorhabenträgerin wird die LMBv bezüglich aller geplant.en Baumaßnahmen
regelmäßig,  umfassend  und  rechtzeitig  informieren,  so  dass  die  LMBV  in  der
Lage ist, die angekündigten M.aßnahmen gegebönenfalls für den eigenen Betrieb
sowie bei der eigenen Planung zu berücksichtigen.

(6)     Die vorhabenträg6rin hat Ereignisse bzw. Vorkommnisse, welche den Baugrund
betreffen,  der  LMBV  uriverzüglich  nach  Erkennen  unter  der  Telefonnummer:
018 01  14 22 22 vorab anzuzeigen und sodann schriftlich mitzuteilen.

(7)     Der Vorhabenträgerin ist beka.nnt, dass die LMBV die in Anlage 1  dargestellten
zerstörten und unsicher verwahrten Filterbrunnen sowie die inaktiven'GWMS im
Rahmen .ihrer  bergrechtlichen  Verpf.lichtungen  sicher  verwahren  und  teilweise

(bis    2,0    m     unter    Geländeoberkante    (GOK))    zurückbauen    muss.     Die
Vorhabenträgerin  garantiert  für  den  Zeitpunkt  d6r  Verwahrung/Rückbau  eine
Baufreiheit von  ca.  20  m  im  Umkreis  der wasserwirtschaftlicheh  Anlagen  und
entsprechende   Zuwegungen   zum   Einsatz   entsprechender  Teöhnik   für   die
Verwahrung/Rückbau.         Der        konkrete         Umfang        der        notwendigen
Verwahrung/Rückbau  wird  zwischen  der  LMBV  und  'der  Vorhabenträgerin  im
Einzelfall abgestimmt.

Die Filterbrunnen liegen auf folgenden Flurstücken:

Gemarkung Flur Flurstück

Sallgast 11 41 Filterbrünnen 645

Sallgast 11 37 Filterbrunnen 644 und 643

Sallgast 11 34 Filterbrunnen 642 und 641

Sallgast 9 34 Filterbrunnen 604

Sallgast 11 27 Filterbrunnen 603

Sallgast 11 25 Filterbrunnen 602

Sallgast 11 24 Filterbrunnen 601a

Sallgast 11 23 Filterbrunnen 600

Sallgast 11 22 Filterbrunnen 599

Sallgast 9 9 Filterbrunnen 588

Sallgast 9 6 Filterbrunnen 587 und 586

(8)     Abweichend von den  Festlegungen  aus den  in  §  1  Abs.  2 dieser Vereinbarung
genannten  bergbaulichen  Stellungnahmen  können  die  dargestellten  zerstörten
und  unsicher verwahrten  Filterbrunnen sowie die inaktiven  GWMS bis zu  ihrem
Rückbau durch das Vorhaben einstweilen  überbaut werden, wenn zuvor deren
exakte Lage und Verfüllgrad geotechnisch durch die Vorhabenträgerin erkundet

(Schurf)  und  die  Überbauung  durch  die  LMBV,.  Abteilung  Geotechnik  (VT2),
zugelassen wurde.  Der konkrete Umfang und der Zeitpunkt der Erkundung wird
zwischen  der  LMBV und  der Vorhabenträgerin  im  Einzelfall  abgestimmt.  Sollte
eine  Erkundung  vor  Errichtung  des Vorhabens  nicht erfolgen,  ist bis zu  deren
Nachverwahrung/Rückbau   eine.  Überbauung   der   zerstörten    und    unsicher
verwährien  Filterbrunnen  sowie  inaktiven  GWMS  in  einem  Umkreis  von  10  m
nicht zulässig.
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Die aktiven GWMS (dargestellt in der Anlage 1) sind zu erhalten und sicher vor
Beschädigung zu  schützen.  Der Vorhabent.rägerin  ist bekannt,  dass die  LMBV,
sofern die GWMS nicht mehr benötigt werden, diese im Rahmen ihrer bergrecht-
lichen Verpflichtungen zurückbauen  muss.  Sie garantiert für den Zeitpunkt des
Rückbaus    eine    Baufreiheit    von    20    m    im    Umkreis    der    Standorte    und
entsprechende  Zuwegungen  für  den  Einsatz  entsprechender  Technik  für  die
Verwahrung/Rückbau.  Der  konkrete  Umfang  der  erforderlichen  Arbeiten  wird
zwischen der LMBV und der Vorhabe.nträgerin im Einze[fall abgestimmt.

(10)   Die  Vorhabenträgerin  gewährt  der  LMBV  bzw.  von   ihr  beauftragten   Firmen,
solange    noch    Bergaufsicht    besteht,    ein    ständiges,    unbeschränktes    und
unentgeltliches Wegerecht für die Flächen des Vorhabens. Die Vorhabenträgerin
verpflichtet  sich  zum  Einbau  von  fünf  Meter  breiter`  Toren   und  zur  sodann
erfolgenden    unverzüglichen    Übergabe   d6r   zum   Zutritt   auf   das   Gelände
notwendigen Schlüssel in zweifacher Ausfertigung an die.LMBV, Frau Wolf (VL3)
Tel. 03573-844376. Die Ü.bergabe ist zu protokollieren. Die Anzahl und Lage der
Tore sind mit der LMBV abzustimmen.

(11)   Bis  zur  Beseitigung  sämtlicher  bergbaubedingter  Gefährdungen  garantieri  die
Vorhabenträgerin, dass die noch ausstehenden bergrechtlichen Verpflichtungen
der  LMBV  in  dem  sich  aus  den  bergbauli6hen  Stellungnahmen  ergebenden
Umfang (siehe Anlage 2 und 3) jederzeit uneingeschränkt und ohne zusätzliche
finanzielle Aufwendungen für die  LMBV umgesetzt werden  können,  und  duldet
dies   entschädigungslos.   Gleiches   gilt,   wenn   Behörden   der  .LMBV   weitere
Verpflichtungen  zur  Erfüllung  ihrer  bergrechtlichen  Verantwortung  auferlegen.
Die Vorhabenträgerin wird der LMBV etwaige entstehende Mehrkosten,  die der
LMBV aus der Realisierung des Vorhabens entstehen,  unverzüglich erstatten.

(12)  .Die  Vorhabenträgerin  verpflichtet  si.ch  zum  unverzüglichen  zwischenzeitljchen
Rückbau  von  Teilen  des  Vorhabens  entsprechend  Abs.  7 ,bis  9,  in  der  Regel
innerhalb von  30  Kalendertagen  nach Aufforderung durch dje  LMBV.  Sollte die
Vorh'abenträgerin  dieser  Verpflichtung   nicht  nachkommen,   so  ist  die   LMBV
berechtigt, den Rückbau durch eine Fachfirma auf Kosten der Vorhabenträgerin
zu beauftragen, was die Vorhabenträgerin entschädigungslos duldet.

(13)  Zur Sicherstellung d5r Kosten für einen eventuellen Rückbau der FF-PVA durch
eine  Fachfima. gemäß Abs.  7  bis  9  verpflichtet  sich  die  Vorhabenträgerin  zur
Stellung  einer  Bürgschaft  in  Höhe  von  50.000,00 €  (in  Wörten:  fünfzigtausend
Euro). Für den Wiederaufbau der FF-PVA ist die LMBV nicht verantwortlich. Eine
Bürgschaft,  welche bis zur Beendigung der Bergaufsicht gilt, wird acht Wochen
vor  Baubeginn  dem  Bereich  Rechnungswesen/Controlling  der  LMBV,  z.   Hd.
Herrn Sander,  übergeben.  Die Vorhabenträgerin teilt der LMBV den  Baubeginn
zehn  Wochen  im  Voraus  mit.  Sollte  die  Bürgschaft  nicht  rechtzeitig  durch  die
Vorhabenträgerin  übergeben  werden,  ist  die  LMBV  berechtigt  auf  Grundlage
dieser Vereinbarung einen Baustopp zu erwirken..

(14)  Wird   das  Vorhaben  veräußert  oder  in  sonstiger  Weise   Dritten   überlassen,
verpflichtet sich die Vorhabenträgerin,  ihren Rechtsnachfolgern aufzuerlegen,  in
alle  'Verpflichtungen  .dieser  Vereinbarung   und   Verzichtserklärungen   mit.  der
Pflicht zur Weiterübertragung einzutreten.

(15)   Die Einmessung des Vorhabens (Endaufmaß)` ist von der Vorhabenträgerin nach
erfolgter  Realisierung  an  die  LMBV,  Märkscheiderei  Senftenberg,  VT53  (Frau
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Kern,  Tel.-Nr.  03573-84-4183)  im  Lagesystem  RD 83;  Höhensystem  DHHN  92
sowie als 3D-dgn-Datei zwecks Nachtragung des  Bergmännischen  Risswerkes
zu übergeben.

(16)  Ansprechpartner der Vorhabenträgerin ist:
Herr Niclas Fritsch

Tel.: +49 (4621)  30538-101

Mobil:  +49 (151) 46140932

E-Mail:  n.fritsch@wpd.de

Ein Wechsel des Ansprechpartners wird der LMBV schriftlich angezeigt.

§3
Rechte und Pflichten der LWIBV

(1)     Die   LMBV   informiert   die   Vorhabenträgerin   mindestens   acht   Wochen   vor
Baubeginn       über      ggf.       notwendige       Maßnahmen       im       Umfeld       des
Vorhabenbereiches, wie:

-Sicherung/Nachverwahrung      von      ehemaligen       Brunnenstandorten       im

unmittelbaren Umfeld (Anlage 1),
-  Verwahrung/Nachverwahrung von aktiven und inaktiven GWMS (Anlage 1)

(2)     Die LMBv informieri die vorhabenträgerin mindestens zwei.Wochen v.orher über:

-die           Durchführung           von           Bestreifungenwor-Ort-Kontrollen   .       der

Filterbrunnehstandorte sowie
-  Messungen an aktiven Grundwassermessstellen.

(3)     Die LMBV erklärt, dass sie keine durch das Vorhandensein des Vorhabens und
dessen    lnfrastruktur   evtl.   entstehenden   Mehrkosten,   beispielsweise   durch
zusätzliche   Maßnahmen   für   eine   Objektsicherung   des   Vorhabens   sowie
Veränderungen an der lnfrastruktur oder durch eine veränderte technologische
Fahrweise,   übernehmen   wird.   Mögliche   Stromertrags-   bzw.   Gewinnausfälle

gehen zu Lasten der Vorhabenträgerin.

(4)     Ansprechpartner der LMBv ist:

Frau Wolf, Projektmanager, VL3
Tel.      03573844376
E-Mail: vivien.wolf@lmbv.de

§4
Bergschadensverzicht

Der  Vorhabenträgerin   ist  bekannt,  dass  das  Vorhaben  aufgrund  des  vormaligen
Braunkohlebergbaus von Bergschäden i.S.v. §§ 18 und 25 DDR-Berg.G i.V.m. Anlage
1,  Kapitel V,  Sachgebiet D, Abschnitt 111,  Nr.  1  Iit.k Satz 2 und  3 zum  Einigungsvertrag

sowie     §§      114     ff.,      170      BBergG      betroffen      sein      kann,      ebenso      von
Sanierungsmaßnahmen, die die LMBV oder durch sie beauftragte Dritte durchgeführt
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oder  noch  durchführen  wird.   Die  Vorhabenträgerin  verzichtet  auf  den   Ersatz

ünftiger  Bergschäden   i.   S.   der  vorbezeichneten   Bestimmungen   einsch]ießlich
Schäden aufgrund von Sanierungsmaßnahmen,  soweit diese Schäden nicht in einer
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit bestehen.. Die LMBV nimmt
den vorstehenden Verzicht an.

§5
Haftungsverzicht

Bis zum  Zeitpunkt der  Beendigung  der Bergaufsicht verzichtet die Vorhabenträgerin

gegenüber der LMBV auf sämtliche etwaigen Schadensersatzansprüche, wenn diese
im   Rahmen  ihrer  bergrechtlichen  Verantwoftu.ng  auf  der  Vorhabenfläche  bz\+\r.   im

Umfeld weitere dringende Sicherungs-und Sanierungsarbeiten durchführen muss und
dabei   der   Bauablauf  zur   Errichtung   des   Vorhabens   beeinflusst   bzw.   nach   der
lnbetriebnahme  Unregelmäßigkeiten  im  Betriebsablauf (Stromerzeugung) verursacht
werden.     Der    Haftungsverzicht    gilt    nicht    für    eventuelle    Ansprüche'    wegen
Personenschäden oder  eventuellen  Ansprüchen,   die  auf  vorsätzliches   oder  grob
fahrlässiges Verhalten der LMBV, ihrer gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen
zurückzuführen sind.  Die LMBV nimmt diesen Verzicht an.

§6
Schlussbestimmungen

(1)     Die parteien erklären die folgenden Anlagen ausdrücklich zum Bestandteil dieser
Vereinbarung:

Ä:::3: £:        :E.ef:;C.h2t82a2g::#nd8.03.2022,
Anlage 3:         EL-043-2020 vom l7.02.2020,

Sollten   zwischen   den   Regelungen   dieser  Vereinbarung   und   ihrer  Anlagen
Widersprüche auftreten, gehen die Regelungen dieser Vereinbarung vor.

(2)     Diese Vereinbarung enthält abschließend  alle Absprachen der Parieien zu dem
Vertragsgegenstand   und  tritt  an  die  Stelle  eventueller  früherer  Absprachen.
Mündliche Nebenabreden sind hicht getroffen.

(3)     Sollte irgendeine Bestimmung dieses vertrages ganz öder teilweise nichtig oder
rechtsunwirksam  oder  undurchführba'r sein  oder werden,  so  so[l  hierdurch  die
Wirksamkeit  der  übrigen   Bestimmungen   nicht  berührt  werden.  Anstelle  der
unwirksamen   oder  'undurchführbaren   Bestimmung   soll   eine   angemessene
Regelung gelten,  die,  soweit rechtlich  möglich,  dem am  Nächsten  kommt, was
die Parteien gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Venrages gewollt
hätten,  sofern  sie  bei  Abschluss  dieses  Venrages  den  Punkt  bedacht  hätten.
Entsprechendes gilt für die Ausfüllung von Vertragslücken.

(4)     Die vorhabenträgerin verpflichtet sich, im Falle der veräußerung oder sonstigen
auch teilweisen Übertragung des Vorhabens die Rechte und Pflichten aus dieser
Vereinbarung  auf den  neuen  Eigentümer zu  übertragen  und  dafür zu  sorgen,
dass  der  neue  Eigentümer  in  diese  mit  vollumfänglicher Wirkung  eintritt.  Die
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;^```Vorhabenträgerin wird dabei den Wechsel des Vertra,gspartners schriftlich bei der

LMBV anzeigen.

(5)     Zuständiges Gerichtfür alle streitigkeiten aus diesem vertrag ist das Amtsgericht
`        Senftenberg ,

(6)     Diese vereinbarung wird in zwei Exemplaren gefertigt. Je.de partei erhält jeweils
ein  Exemplar.

Für die Vorhabenträgerin:

•,--:.f,-   :.,1.,,l

•Rami Ramadan

Geschäftsführer

VS-010-2023

Für die LMBV:
`2` 7.  SEP.  2023

Senftenberg,  den  .....................

MJri.
i. V.  Handrö

Abteilungsleiter
Projektmanagement

•L-`_->-=
i. v. Förisch
Abteilungsleiterin

Zentrale Projektplanung
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CAD-Planung & Visualisierung
Herrn Kunze
Freiberger Str. 5
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Planungskoordinierung
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Bearbeiter:    Frau  scl`olz

Telefon :          03573 84-4154
Telefax:          03573 84-4630

Datum:            08.03.2022

Amt Kleine Elster
20. Änderung des Flächennutzungsplanes Vorentwurf 01/2022
im Parallelveriahren zur Aufstellung
des Bebauungsplanes Nr. 01/2019 "Solarpark Sallgast", der Gemeinde Sallgast
hiör:  Beteiligung TÖB nach § 4 Abs.  1  BauGB

lhre Anfrage:              vom  l l.02.2022
Unsere Reg.-Nr.:     EL-113-2022

Sehr geemer Herr Kunze,

hinsichtlich  o.   g.  Anfrage  erhalten   Sie  seitens  der  LMBV  mbH   (LMBV)  folgende
Stellungnahme:

Berqrecht (vgl. Anlage Übersichtskarte ABP)
Das  Plangebiet  „Solarpark  Sallgast"  wird  von   Feld-  und   Randriegeln   des  ehem.
Tagebaus  Klettwitz-Nord  geqüeri,  welche  dem  Abschlussbetriebsplan  (ABP). Tage-
bau  Lauchhammer  Teil  1  (Gz.:  k  46-1.4-2-5  vom  28.07.1995)  zugeordnet  sind  und
somit unter Bergaufsicht stehen.

Die Sanierung gem. ABP ist noch nicht abgeschl6ssen. Auf der Fläche befinden sich
ca.   35   unsicher  verwahrte   Brunnenstandorte   (v.   g.   Feld-   und   Randriegel),   über
welche  Sackungen  oder kleine Tagesbrüche  nicht ausgeschlossen werden  können.
Zur   Beseitigung   dieser   Gefährdungen   ist   eine   Nachverwahrung   gem.   Verwahr-
verordnung der LMBV erforderlich.

Des  Weiteren  befinden  sich  auf der  Fläche  außerhalb  des  ABP  6  jnaktive  Grund-
wassermessstellen  (GWM).  die  sachlich  dem  ABP  Lauchhammer  Teil  1  zugeordnet
und ebenfalls nachzuverwahren sind.

>    Die  Brunnenstandorie  und  inaktiven  Grundwassermessstellen  sind  nicht  zu
überbauen.

Sitz aof Ge5o«scl`aft
Knapper`sÜ®8® t . 01968 S®nftenboro
-'mbv_de
HRB 77ts CB. Amisoawlchi Cottbus

Bankvoi.bind`ing  Ccmmorzbank AG
BIC   DRES D€  FF  120
lBAN DE471208 0000 4037 2432 00
Ust-ldNr   08  16666 t210



>   Die   Zugänglichkeit  für  die   LMBV   bzw.   beauftragter  Dritter  für  einen
späteren   Rückbaü   ist  zu   gewährleisten.   Eine   entsprechende  Verein-
barung  zwischen  dem  Betreiber und  der LMBV ist vor Baubeginn  abzu-
schließen.

>   Für  den  Rückbau  der  wasserwirtschaftlichen'  Anlagen  und  die  Zufahrt
der zum Einsatz kommenden Technik ist ein Korridor von ca, 20 m Breite
von einer Bebauung freizuhaltem

>   Die LMBV ist in das weiterführende Planverfahren einzubeziehen.

Weiterhin befinden sich auf der Fläche aktive Grundwassermessstellen.

>    Die  Grundwassermessstellen  sind  nicht  zu  beschädigen,  zu  überbauen  oder
zu besehigen.  Sol«e es dennoch dazu kommen, dann ist die LMB.V,  Knappen-
straße   1,   01968   Senftenberg,   Abteilung   Geotechnik  schriftlich  zu   benach-
richtigen.  Die Kosten zur Wiederherstellung trägt der Verursacher.

>    Die  Zugänglichkeit  für  die   LMBV  bzw.   beauftragter  Dritter  für  Messungen,

Probenahmen und Wartungsarbeften muss jederzek, auch mit entsprechender
•    Technik,  gewährleistet sein.

>    Für  einen  späteren  Rückbau  ist  eine  Baufreiheit  von  mindestens   10  m  im
Umfeld zu gewährleisten.

Berabaufolaenutzunqsziel (vgl. Anlage Übersichtskarie)
Die  Rekultivierung  ist  im  Planungsbereich  vorerst  abgeschlossen.   Gegebenenfalls
sind    nach   den   Verwahrungsmaßnahmen   der   Brunnenanlagen    Rekurtivierungs-
leistungen erforderlich.

Die   geplante   Niitzung   weicht  von   der  gem.   ABP   herzustellenden   Bergbaufolge-
landschaft ab.

>    Die  Plankarie  ist  daher  mit  dem  ABP  sowie  der  Bergbaufo¢elandschaft  zu
verschneiden und eine Bilanzierung darzustellen.

>   Auf Flächen,  die eine Änderung  der  hergestellten  bzw.  noch  herzustellenden
Zielnutzung entgegen dem ABP erfahren sollen,  ist vor Beginn des Vorhabens
durch  den  Vorhabenträger  mit  der  LMBV  und  der  zuständigen  Fachbehörde
der  Nachweis  hinsichtlich  der  Erfüllung  des  bergrechtlichen  Folgenutzungs-
zieles zu erbringen.

>   Dieser   Nachweis   wird    Bestandteil   der   Abschlussdokumentation   zur   Be-

endigung der Bergaufsicht.

>    Das   Einholen   notwendiger  Genehmigungen   nach  Wald-  oder  Naturschutz-

gesetz obliegt dem Baulastträger.  Entsprechende AusgLeichs- und Ersatzmaß-
nahmen  (außerhalb von unter Bergaufsicht stehenden  Flächen) sin`q ebenfalls
durch   den   Bäulastträger  zu   realisieren.   Seitens   der   LMBV   können   dies-
bezüglich keine Flächen zur Verfügung gestellt werden.



Das  Plangebiet  liegt  innerhalb  einer  noch  aktuell  wirkenden  bergbaulich  bedingten
Grundwasserbeeinflussung  und  unterliegt  im  Zusammenhang  mn der AUßerbetrieb-
nahme   der   bergbaulichen   Entwässerungsriiaßnahmen   dem   Grundwasserwieder-
anstieg.

Der  derzeitige   Grundwasserstand   im  vom   Bergbau  beeinflussten   Haupthangend-

grundwasserleiter  liegt  im   Südwesten   bei   +111,5   m   NHN   und   im   Nordosten   bei
+117,5 m NHN  (Hydroisohypsenplan Frühjahr 2021).

Prognostisch wird sich der Grundwasserstand  im vom  Bergbau beeinflussten  Haupt~
hangendgrundwasserleiter wie folgt einstellen:

•     imNordenundwestenbei+119,Om NHN,

®     im südenwesten bei +115,Om  NHN,

•     und im Osten und Südosten bei +122,0 m NHN

Stand:  Hydrologisches Großraummodell Lauchhammer mit Stand 06/2019.

Meteorologisch  bedingte  Schwankungen,  insbesondere  Extremsituationen sowie die
Bildung von schwebendem Grundwasser über möglichen obemächennahen Stauem
sind zu berücksichtigen.

Die Angaben zu den prognostizierien Endwasserständen haben nur einschätzenden
Charakter  und. entsprechen  dem  jetzigen  Kenntnisstand.  Es  sind  Mittelwerie  unter
Ansatz  von   mittleren  meteorologischen  Verhältnissen   und  gemittelten  geohydro-
logischen   Parametern.   Die   Angaben   basieren   dabei   auf  den   Ergebnissen   von
Hydrogeologischen      Großraummodellen.      Diese     werden     entsprechend     den
Eriordernissen ständig angöpasst (SAM = ständig arbeitendes Modell).

Wjr weisen ausdrücklioh darauf hin.  dass das unternehn.erische Risiko der Anwend-
ung bzw. Auslegung von Aussagen zur Grundwasserprognose böi einer lnanspruch-
nahme  der  Fläche  bereits  vor  dem  Erreiohen  des  stationären  Endwasserstandes
beim Vorhabenträger liegt.

Anlaaen der Vermessuna (vgl. Anlage Aktive Messpunkte)
lm Bereich der zu betrachtenden Fläche befinden sich die Höhenfestpunkte:

212004 (RD83;  HW=5718216,066;  RW=5418018,834)
222005 (RD83;  HW=5718131,347;  RW=5418536,8) der Linie 20
und die Trigonometrischen Punkte 212010 und 212012 der TK_2016

Diese  Anlagen  sind  nicht zu  beschädigen.  Sollte  es dennoch  dazu  kommen,  ist die
Markscheiderei  in  der  LMBV,  Knappenstr.1   in  01968  Senftenberg  schrffllich  zu  be~
nachrichtigen  und  bei den  Trigonometrischen  Punkten  zusätzlich. schriftlich die  LGB

(Landesvermessung  und  Geobasisinformation  Brandenburg),  H.-Mann-Allee  103  in
14473 Potsdam.



Medien

Es   sind   keine   LMBV-eigenen   bzw.   an   Drjtte   nicht  öffentliche  Versorgungsträger
Übertragenen elektrotechnischen Anlagen zu berücksichtigen.

Der  Planbereich  wird  im  Norden  von  einer  110  kv  Freileitung  der  EMIS  ENERGY

GmbH   gequert.   Da   Freilejtungstrassen  von   entsprechenden   Energieversorgungs-
unternehmen  riicht  unterbaut werden  dürfen,  ist bei der  Fa.  EMIS  ENERGY GmbH,
Neckarsulmer Str.  3 in 03222  Lübbenau unbedingt eine Leitungsauskunft einzuholen.

Für Flächen unter Bergaufsicht gilt generell Folgendes:

>   Alle  auf  der  Fläche  geplanten  Maßnahmen  bedürfen  der  Zustimmung  durch
die  zuständige   Bergbehörde,   dem   Landesamt  für  Bergbau,   Geologie   und
Rohstoffe des Landes Brandenburg (LBGR).

>    Beim   zuständigen.   Bergbausanierer  der   LMBV   ist   für  alle  `geplanten   Maß-
nahmen ein'e bergbauliche .Stellungnahme einzuholen.

>    Der  Baubeginn  des Vorhabens  ist der  LMBV  rechtzeitig vorher schriftlich  an-

zuzeigen. Eine Kopie der Baugenehmigung ist zu übergeben.          Zuständiger
Projektmanager   und   Ansprechpartner   ist   bej   VL3,    Herrn   Kubasik.   Tel.-
Nr;:03573/84-4384.

>    Bei  Eingriffen  ins  Erdreich  ist  bei  der  zuständigen  Markscheiderei  der  LMBV

VT5  rechtzeitig  unter  Angabe  des  Baubeginns   ein  Schachterlaubnisschein

(gebührenpflichtig) einzuholen.

`~    Da  sich  o.  g.  Bauvorhaben  innerhalb  des  gemäß  Markscheider-Bergverord~

nung (MarkschBergv) nachtragspflichtigen  Risswerkbereiches befindet.  ist die
Einmessung der Gesamtmaßnahme nach erfolgter Realisierung an.die LMBV,
Markscheiderei im  Behörden-und  Dienstleistungszentrum  Senftenberg, \/T51
im   Lagesystem   RD   83;   Höhensystem   DHHN  92   als  3D-dgn-Datei  zwecks
Nachträgung des Bergmännischen Risswerkes zu übergeben.

Für Planungszwecke stehen lhnen auf der lnternetseite der LMBV
LNIBV>Flächenmanagement>Geodaten/ Geoportal

die aktuellen Geodaten als ESRl-Shape-Dateien zu den Themensöhwerpunkten:

•    Abschlussbetriebsplangrenzen Lausitz,
•     Flächen mit beendeter Bergaufsicht Lausitz,

•     Sperrbereichsgrenzen Lausitz,
®     Landinanspruchnahmegrenzen Lausitz,

®     Wasserflächen Lausitz

im   Koordinatensystem   RD83   (Gauß-Krüger-Bessel,   5.   Meridian)   zum   Download
bereit.



Rückfragen stehen wir lhnen gern zur Veriügung.

Mitfreundlichen Grüßen und Glückauf       J

4%the=                             I vl¥;elJ
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Übersichtskarte zu Bergrecht (ABP), GWM, Brunnen und Leitungen
Anlage Aktive Messpunkte
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lausmr und MifteldButschB
Borgbau-VerwaltunosoesellschaftmbH

lausitzai u/`d Mittold®iit6cJ`o 8argbau.Ve"altunsso®sellschaft mbll
Zsnt.al® und soßab Lapsitz    I(r`appensltaße l      01968 Senltanbaq)

CAD-Planung & Visualisierung
Herrn Kunze
Freiberger Str.  5
09569 0ederan

Vorhab®nbezogen®r Bebauun.gsplan Nr.1/2019

„Solarpark Sallgast" der Gemeinde Sallgast
Frühzeitige Beteiligung TÖB nach § 4 Abs.  1  BauGB

lhre Anfrage:              vom  l5.01.2020
Unsore Reg.-Nr.:    EL-043-2020

Planungskoordinierung
VS12

Bearbeitet:    Fiau scholz

Telefon:          03573 84-4154
Telefax:          03573 84-4630

Datum:             17.02.2020

Sehr geehrier Herr Kunze,

hinsiQhtlich  o.   g.  Anfrage  erhalten  Sie  seitens  der  LMBV  mbH   (LMBV)  folgende
Stellungnahme:

Berqrecht
Das  Plange,biet  „Solarpark  Sallgast"  wird  von   Feld-  und   Randriegeln  des  ehem.
Tag.ebaus  Klettwitz-Nord  gequeri,  welche  dem  Abschlussbe{riebsplan  (ABP)  Tage-
bau  Lauchhammer  Tejl  I  (Gz.:  k  46-1.4-2-5  vom  28,07.1995)  zugeordnet  sind  und
somit unter Bergaufsicht stehen (vgl. Anlage 1).

Die Sanierung gem. ABP ist noch nicht abgeschlossen. Auf der Fläche befinden sich
ca.   35  unsicher  verwahrte   Brunnenstandorie   (v.   g.   Feld-   und   Randriegel),   über
welchen Sackungen oder kleine Tagesbrüche nicht ausgeschlossen werden können.
Zur   Beseitigung   dieser   Gefährdungen   ist   eine   Nachverwah[ung   gem.   Verwahr-
verordnung der LMBV erfoi'derlich.

Des   Weiteren   befinden   sich   auf   der   Fläche   außerhalb   de-s   ABP   6   inaktive
Grundwassermessstellen  (GWM),  die sachlich  dem  ABP  Lauöhhammer Teil  1  zuge-
ordnet und ebenfalls nachzuverwahren sind.

>   Die  Brunnenstandorte  und  inaktiven  Grundwassermessste[Ien  sind  nicht  zu
überbauen.

TechniacheJCoachaflslühfef
Bemd S3blotny
Kaif/msnnischet Goschaf` §fuhrer
D/   lians-Oiolar Moyor

B ankverbmdufü. CoiT`meii!bank AG
BIC   DRES  0E  FF  120
lBAN  DE47  1208 0000 4037 2432 00
us`-ldN. .  Oe  166661210



>   Die  Zugänglichkeit  für   die   LMBV   bzw.   beauftragter  Dritter  für  einen
späteren   Rückbau   ist  zu   gewährleisten:   Eine  entsprechende  Verein-
barung zwischen dem  Betreiber und  der LMBV  ist vor Baubeginn abzu-
schließen.

+   Für  den  Ftückbau  der  wasserwirtschaftlichen  Anlagen  und  die  Zufahrt
der zum Einsatz kommenden Technik ist ein Korridor von ca. 20 m Breite
von einer Bebauung freizuhalten.

>   Die LM.BV ist in das weiterführende Planverfahren einzubeziehen.

Wefterhin befinden sich auf der Fläche aktive Grundwassermessstellen.

>   Die  Grundwassermessstelk±n  sind  nicht zu  beschädigen,  zu  überbauen  oder
zu beseftigen.  Sollte es dennoch dazu kommen,  dann ist die LMBV,  Knappen-
straße   1,   01968   Senftenberg,  Abteilung   Geotechnik  schriftlich  zu  benach-
richtigen.  Die Kosten zur Wiederherstellung trägt der Verursacher.

>    Dk>  Zugänglichkeit  für  die  LMBV  bzw.   beauftragter  Dritter  für  Messungen,

Probenahmen und Wartungsarbeiten muss jederzeit, auch mit entsbrechender
Technik. gewährieistet sein.

>   Für  einen  späteren  Rückbau  ist  eine  Baufreiheit  von  mindestens  10  m  im
Umfeld zu gewährieisten.

Berabaufö!aenutzunasziel
Die  geplante  N`utzung  weicht  von   der  gem.   ABP   herzustellenden   Bergbaufolge-
landschaft ab (vgl. Anlage Übersichtskarte).

Auf  Flächen,  die  eine  Änderung  der  hergestellten  bzw.  noch  herzustellenden  Zie`l-
nutzung entgegen dem ABP eriahren sollen, ist vor Beginn des Vorhabens durch den
Vorhabenträger  mft  der  LMBV,   und  der  zustäridigen  Fachbehörde  der  Nachweis
hinsichtlich der Erfüllung des bergrechtlichen Folgenutzungszieles zu erbringen.
Dieser  Nachweis  Wrd  Bestandteil`der Abschlussdokumentation  zur  Beendigung  der
Bergaufsicht.

Das  Eiflholen  notwendiger Genehmigungen nach Wald- oder Naturschutzge§etz ob-
liegt dem  Baulastträger.  Entsprechende Ausgleichs- und  Ersatzmaßnahmen  (außer-
halb  von  unter  Bergaufsicht  stehenden  Flächen)  sind  ebenfalls  durch  den  Baulast-
träger  zu  realisieren.   Seitens  der  LMBV  können  diesbezüglich  keine  Flächen  zur
Veriügung gestellt werden ,

Hvdroloaie

Das  Plangebiet  liegt  innerhalb  einer  noch  aktuell  wirkenden  bergbaulich  bedingten
Grundwasserbeeinflussung  und  unterliegt  im  Zusammenhang  mit der AUßerbetrieb-
nahme   der   bergbaulichen   Entwässerungsmaßnahmen   dem   Grundwasserwieder-
anstieg,.



Der  derzeitige  Grundwasserstand   im  vom   Bergbau  beeinflussten   Haupthangend-

grundwasserleker  üegt  im   Südwesten   bei  +111,0  m   NHN   und   jm   Nordosten  bei
+117,5 m NHN  (Hydroisohypsenplan  Frühjahr 2018)

Prognostisch wird  sich der Grundwasserstand  im  vom  Bergbau  beeinflussten  Haupt-
hangendgrundwasserieiter  im  Westen,  Norden  und  Süden  bei  +117,5  m  NHN,  im
Osten  und  Südosten  bei  +121  m  NHN  einstellen  (Hydrologisches  Großraummodell
Lauchhammer mit Stand  12/2015).

Meteorologisch bedingte Schwankungen,  insbesondere Extremsituationen, sowie die
Bildung von schwebendem Grundwasser über möglichen obemächennähen Stauem
sind zu berücksichtigen.

Die Angaben zu den prognostizienen Endwasserständen  haben  nur einschätzenden
Charakter  und  entsprechen.  dem  jetzigen  Kenntnisstand.  Es  sind  Mmehwerte  unter
Ansatz  von   mittleren   meteorologischen  Verhä«nissen   und   gemittelten   geohydro-
logischen Parametem.
Die  Angaben  basieren  däbei  auf  den  Ergebnissen  `von  Hydrogeologischen  Groß-
raummodellen.  Diese  werden  entsprechend  den  Erfordemissen  ständig  angepasst

(SAM = ständig arbeitendes Modell).
Wir weisen ausdrücklich darauf hin,  dass das unternehmerische Risiko der Anwend-
ung  bzw. Auslegung von Aussagen zur Grundwasserprognose bei einer lnanspruch-
nahme  der  Fläche  bereits  vor  dem  Erreichen  des  stationären  Endwasserstandes
beim Vorhabenträger liegt.

Anlaaen der Vermessuna
lm Bereich der zu betrachtenden F!äche befinden sich die Höhenfestpunkte:

212004 (RD83; HW=5718216,066; RW=5418018,834)
222005 (RD83; HW=5718131,347; RW=5418536,8) der Linie 20
und die Trigonometrischen.Puhkte 212010 und 212012 der TK  2016

Diese Antagen  (vgl.  Ankage Aktive  Messpunkte) sind nicht zu  beschädigen.  SolMe es
denno¢h dazu  kommen,  ist die  Markscheiderei  in der LMBV,  Knappenstr.1  in  01968
Senftenberg' schriftlich  zu  benachrichtigen  und  bei  den  Trigonometrischen  Punkten
zusätzlich    schriftlk;h    di'e    LGB    (Landesvemessung    und    Geobasisinfomation
Brandenburg),  H.-Mann-Alk3e  103 in  14473 Potsdam.

Medier,

Es  sind   keine   LMBV€igenen   bzw.   an   Drme   nicht  Öffentliche  Versorgungsträger
übertragenen elektrotechnischen Anlagen zu berücksichtigen.

Der  Planbereich  wird  im  Norden  von  einer  110  kv  Freileitung  der  EMIS  ENERGY
GmbH  gequert.   Da   Freileitungstrassen  von  entsprechenden   Energieversorgungs-
untemehmen  nicht  unterbaut werden  dürfen,  ist  bei  der Fa.  EMIS  ENERGY  GmbH.
Neckarsulmer Str. 3 in 03222 Lübbenau unbedingt eine Leitungsauskunft einzuholen.



Für Flächen unter Bergaufsicht gilt generell Folgendes:

>   Alle  auf der  Fläche  geplanten  Maßnahmen  bedürfen  der Zustimmung  durch
die  zuständige   Bergbehörde,   dem   Landesamt  für  Bergbau,   Geologie   und
Rohstoffe des Landes Brandenburg (LBGR).

>   Beim  zuständigen   Bergbausanierer  der  LMBV  ist  für  alle  geplanten   Maß-
nahmen eine bergbauliche Stellungnahme einzuholen.

>    Der  Baubeginn  des  Vorhabens   ist  der  LMBV  rechtzeitig   vorher  schriftlich
anzuzeigen.  Eine.Kopie der Baugenehmigung ist zu übergeben.
Ansprechpartner ist bei VL,  Herr Sauer, Tel.-Nr.:03573/84~4376

>    Bei  Eingriffen  ins  Erdreich  ist  bei  der zuständigen  Markscheiderei  der  LMBV
VT5   rechtzeitig   unter  Angabe  des  Baubeginns  ein  Schachterlaubnisschein

(gebührenpflichtig) einzuholen.

>   Da  sich  o.  g.  Bauvorhaben  innerhalb  des  gemäß  Marksche,ider-Bergverord-
nung (MarkschBergv) nachtragspflichtigen Risswerkbereiche§ befindet, ist die
Einmessung der Gesamtmaßnahme nach eriolgter Realisierung an die LMBV,
Markscheiderei im  Behörden- und  Dienstleistungszentrum  Senftenberg, VT51
im  Lagesystem   RD  83:   Höhensystem   DHHN  92  als  3D-dgn-Datei  zwecks
Nachtragung des Bergmännischen Risswerkes zu übergeben.

Für RÜckfragen stehen wir lhnen gem zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen  iind GIÜckauf

•,¢äNhef
Abteilungsleiter                                                               Abteilungsleiterin
Projektmanagement                                                  Planung Mitte

Anlaqe:
Übersichtskane zu Bergrecht (ABP), GWM, Brunnen und Leitungen
Anlage Aktive Messpunkte cr--:s= --  £ -



~LLr...€_`:.L£i-.`i.n**i/^tl..;t,EE

-11

~t,;*,*ä¥-+'+'
ftl~<lä

+äx¥,rrm_

E

.,ä`

E,D
.E*.+

+,-

EEID

E

+

EB-

EB

Ei

JDc=EE=EB

EED

;'(..'

El•¥++}-

.,:.nt_-

ED

1`t~

'ü.E

_EEE

Ef+:+.

'b._t:!
•-*-.E.¥¥\\tiEEffi"EffiE

\
il*`:l

EEEI

L

1

J,

pLB8r.;+E#

Ä``--;\.,
-,1

#rjt".:.'.'i®

•,
1.-

J,®
J,+~1:,+-`.3¥+

Eo

m#Etik+'+.üiLLZ°E

•`';7%,E-EE
`EEE`¢`

rfmQ^
+•S.-`t-,\_

-E,J

iBd;ä#
SE .&\

¥`T.l,E
E'Eg.LE?

•t`v.F##
'`E:il

ät,I*?

•/,¥_,ZI
Z/

+' EDii.ffiHEEE
_1L`Lot`;.,,.L,'y=a

EE]ö

+.E]£JE

5,t+

-=€a_EEHH

EE

08'
£9

-\\\o`'iiL*+\d\\-L4Z/

f>L

•.

JqiE

+^riffip``J,
n,

+*, ``;.

~

E:i.`L
`..

'`*t=¥,

EüE[HBüEfi5

Ei'ä5
-.t`ä`'

'L~y,

BD.
Ei=ä

`,!EE*HE

1

iE.#¥
Zjfä:DB

•+

EDEEEEDEEHEm

EI

T"S"E-.£

EHEHHHHHEElo'BE-EiE•,*,±

'..+?.Z:v```

EC3'.I,

`±_,..3¢,
q

'--.::;1_:.IEHEg
EE!h,-+T

EBE

+_f±;#Ä

E[]B

Eiä?,'`!EII

=,f-Tü.t,-

-_E

-,~,T,-.HEEi;l'iEi_`#iii`'j#t:iTr!Fiji?¥+„+

Ji¥°..EE-E.iLäE--¥;:

':.:::wlzz
+

E=EiE

oOE]

_E
+`4i:

''Tr..`fr.'

€-
EEE

EmB0DEiEDE=
DE

lyl"ff

ff

-t:1`-i*\-¢L

++o00

EEE

HB0E=B

E]EE£EF~¥J

DE

HE=E=

IE=EEg

IED+-

y-`

O`8L
C

üE:Eä

+EnffiEEB

~DI

E

;!.,'L. ..`+`,r.,..

DE.E]

EZI[
E=

#+,
•'ä,

D̀EBD





Anlage 3

LAURAG  S02  Gmb}!  &  Co.  KG,  D.28103  BJemen

LMBV mbH

Abteilung Projektmanagement Mitte

Knappenstraße 1

01968 Senftenberg

&iS

LAURAG S02

GmbH &. Co.  KG

LAURAG  S02 Gmbll  &  Co.  KG

Stephanitorsbollwerk 3

D-28217  Bremen
Postanschrift:  D-28103  Bremen

Telefon:  0421-897660-0
Telefax: 0421-897660-99

E-Mail:  info@wpd.de

Bremen, 1. November 2023

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 01/2029 ,,Solarpark Sallgast" -Nachweis hinsichtlich der

Erfüllung des bergrechtlichen Folgenutzungsziels

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 01/2029 „So|arpark Sallgast" wird von Feld-

und Randriegeln des ehemaligen Tagebaus Klettwitz-Nord gequert, welche dem Abschlussbetriebsplan

(ABP) Tagebau Lauchhammer Teil 1 zugordnet sind.

Die LMBV mbH ist gemäß des ABP ,,Lauchhammer 1" zur Herstellung von Landwirtschaftsflächen sowie

Forstwirtschaftsflächen auf den in Abbildung 1 dargestellten Gebieten verpflichtet.

Abbildung 1 : Ausschnitt aus ABP

Bergbaufolgelandschaft des ABP
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Lauchhammer  1 | Lage des Plangebiets in Bezug auf die vorgesehene

*Die Darstellung wurde dem Antwortschreiben der LMBV ziir Öffentlichkeits-und Behördenbeteiligung (Reg.-Nr. EL-113-

2022) vom 11.02.2022 entnommen und entspricht nicht mehr exakt dem Geltungsbereich des Bebauungsplans. Die
Verkleinerung des Geltungsbereichs liegt außerhalb des ABP.

LAURAG  S02 GmbH  &  Co   KG,  Stephanitorsbollwerk  3  (Heus  LUV),  D.28217  8remen

AG  Brernen  HRA 29310  HB,  FA  Hoyerswerda  St.-Nr`  213/1S8/07619

i)l`G:  wpd  Koo[}eration  Solar  management  GmbH,  Stephanitorsbollwerk  3  (HaiJs  LUV),  D~28217  Bremen,  AC.  B/{`mm,  HRB  37429  HB

Geschäftsführer:  Niclas  Fritsch,  Rami  Ramadan
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Die geplante Umsetzung des Sola.rpark Sallgast führt zu einer abweichenden Nutzung von der gemäß ABP

herzustellenden Bergbaufolgelandschaft. Die vorgesehenen Forstwirtschaftsflä.chen in Teilbereichen des

Geltungsbereichs des Bebauungsplans ,,Solarpark Sallgast" sind im Bereich der von Ost nach West

verlaufenden  Feldriegel in Abbildung 1 dargestellt.  \

lm  Rahmen der Biotoptypenkartierung aus 2021 durch das Naturschutzinstitut Dresden Service GmbH als

Grundlage des Umweltberichtes wurden die betreffenden Flächen als landwirtschaftlich intensiv genutzte

Ackerflächen festgestellt und kartiert. Das Ergebnis dieser Kartierung ist in Abbildung 2 dargestellt.
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Abbildung 2:  Kartierte Bici{optypen, Naturschutzinstitut Dresden 2022

L _ .j`

Die Bereiche waren eingeebnet und wiesen Oberbodenauftrag auf. Die vorherrschende Vegetation lässt auf

vorangegangene Düngung und Melioration schließen, sodass die Flächen für eine zukünftige

forstwirtschaftliche Nutzung geeignet sind. Eine Aufnahme (Abbildung 3) aus den erfolgten Kartierungen

des Naturschutzinstituts Dresden zeigt die aktuelle Vegetation des Gebiets.
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Abbildung 3: Aufnahme, aktuelle Nutzung

Mit diesem Schreiben wird bestätigt, dass die gemäß ABP „Lauchhammer 1`` ausgewiesenen

Forstwirtschaftsflächen, nach Abschluss der Zwischennutzung durch das beschriebene Vorhaben im

Geltungsbereich des vorhabenbezogen?n Bebauungsplans Nr. 01/2019 „Solarpark Sallgast'', aüs

forstrechtlicher Sicht für eine forstwirtschaftliche Nutzung geeignet sind und somit einer Erfüllung des

bergrechtlichen Folgenutzungsziel entsprechen.

m     ,den  C"j\.®i,r}
Ort                                 Datum

Projektgesellschaft
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Anlage 1:

Planzeichnung B-Plan Geltungsbereich
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